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Übersicht

Volk und Stande werden am 2. Juni 1991 über eine mit zwei 
Gesetzesvorlagen unglücklich verknüpfte Bundesfinanzord­
nung abzustimmen haben. Dies ist das missratene Résultat 
einer parlamentarischen «Kompromisslosung». Nach teilweise 
turbulentem Hin und Her zwischen Stànderat und Nationalrat ist 
unter grossem zeitlichem Druck ein stark überladenes Gesamt- 
paket zusammengeschnürt worden. Wegen mehrerer gravie- 
render Nachteile sind Stimmbürgerinnen und Stimmbürger 
gezwungen, die ganze Vorlage abzulehnen, auch wenn sie ein- 
zelne Neuerungen -  isoliert betrachtet -  begrüssen würden. 
Die Steuerbelastung ist in der Schweiz in den vergangenen 
Jahren im internationalen Vergleich standig gestiegen. Somit 
ware eine Senkung der Staats- und Fiskalquote in unserem 
Lande dringend notig. Trotzdem ist die vorgeschlagene neue 
Bundesfinanzordnung nicht einmal ertragsneutral. Entgegen 
anderslautenden Beteuerungen würde eine Annahme der Vor­
lage -  auch nach vorsichtigen Schatzungen der Eidgenossi- 
schen Steuerverwaltung -  schon kurzfristig zu deutlichen 
Mehreinnahmen des Bundes führen. Mittel- und làngerfristig, 
und das ist besonders gravierend, enthàlt das vorgeschlagene 
Steuerpaket ein massives Steuererhohungspotential. Erheb- 
liche Steuererhôhungen in einer Grôssenordnung von mehre- 
ren M illiard en Franken kônnten eingeführt werden, oh ne dass 
die entsprechende Vorlage dem Schweizervolk obligatorisch 
zum Entscheid unterbreitet werden müsste. Diese in Aussicht 
stehende massive Erhohung der Steuerbelastung ist allein 
schon eine Zumutung und Grund genug für eine Ablehnung der 
vorgeschlagenen Bundesfinanzordnung.
Das vorliegende Finanzpaket ist auch nicht «Europa-tauglich»; 
vielmehr handelt es sich dabei um einen helvetischen Allein- 
gang, der keineswegs mit den entsprechenden Gesetzgebun- 
gen im europaischen Ausland abgestimmt ist. Kein anderes 
Land in Europa kennt ein àhnlich extremes Verhàitnis zwischen 
direkter und indirekter Besteuerung. Die vorgeschlagene neue 
Finanzordnung liegt somit quer zu Europa und es ware vôllig 
verfehlt, von einer Europa-tauglichen Lôsung zu sprechen.
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Die komplexe Vorlage, über die am 2. Juni 1991 abzustimmen 
ist, enthàlt eine Vielzahl von Bestimmungen in mehreren Erlas- 
sen, teils auf Verfassungsstufe, teils auf Gesetzesstufe. Im 
wesentlichen umfasst sie neben zahlreichen anderen Ànderun- 
gen gegenüber der bisherigen Ordnung die folgenden drei 
Hauptelemente:
-  Ablôsung der heutigen Warenumsatzsteuer durch ein Mehr- 

wertsteuersystem mit einer ganzen Reihe von Neuerungen
-  Zeitlich unbefristete Verankerung der direkten Bundessteuer 

unter gleichzeitiger Einführung eines Proportionaltarifs für 
juristische Personen

-  Révision des Bundesgesetzes über die Stempelabgaben mit 
Wiedereinführung von Steuern auf Lebensversicherungs- 
pràmien
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1. Steuerpaket mit betrâchtlich hôheren Bundeseinnahmen

1.1 Insgesamt hôhere fiskalische Belastung

Die vorgesehene Neuordnung der Bundesfinanzen bringt vorab 
zusatzliche Einnahmen für den Bund. Wenn sie in Kraft tritt, werden es 
rund 310 Millionen Franken sein. Nach 5 Jahren, wenn der reduzierte 
Steuersatz für das Gastgewerbe entfàllt, erhôht sich der Steuerertrag 
um weitere 310 Millionen Franken. Wahrscheinlich schon vorher wird 
das Parlament (ohne dass der Souveran obligatorisch etwas dazu zu 
sagen hat) von seiner Kompetenz Gebrauch machen, den Steuersatz 
der Umsatzsteuer zu erhôhen und so zusatzliche 2 Milliarden zugun- 
sten der AHV abzuschôpfen. Dadurch wird die früher einmal aner- 
kannte Forderung der Kostenneutralitat bei einem Systemwechsel von 
der Warenumsatzsteuer hin zur Mehrwertsteuer klar missachtet und 
die Fiskalquote erhôht. Erfahrungsgemass führt jede Einnahmenerhô- 
hung innert kurzer Zeit zu einer Ausweitung der Staatstatigkeit und 
damit zu einer Anhebung der Staatsquote. Einerseits wachst damit der 
Einfluss des Staates. Andererseits dürfte es unbestritten sein, dass die 
Hôhe der Staatsquote zusammen mit der Normendichte ein deutlicher 
Gradmesser dafür ist, ob die Privatwirtschaft über günstige ôkonomi- 
sche Rahmenbedingungen verfügt oder nicht. Sie ist auch ein Grad­
messer für den persônlichen und unternehmerischen Spielraum.
Ein zweites Merkmal kommt dazu. Verglichen mit anderen Staaten ist 
die Fiskalquote in den letzten 20 Jahren weit überdurchschnittlich 
gestiegen. Die Verscharfung der Fiskalbelastung der vergangenen 
Jahre, die den Goodwill des Steuerzahlers arg strapaziert hat, war der 
Preis für die zeitgemàsse Erfüllung der staatlichen Aufgaben, insbe- 
sondere aber für die Stabilisierung der Staatsverschuldung. Die ein- 
drückliche Opferbereitschaft der Steuerzahler ermôglichte nicht bloss, 
die Verschuldung in engste Grenzen zu binden, sondern einen Lei- 
stungsstaat aufzubauen, der den Vergleich mit dem Ausland nicht zu 
scheuen braucht. Schon Mitte der 70er Jahre hatte der frühere Vorste- 
her des Eidg. Departementes des Innern, ait Bundesrat Tschudi erklàrt: 
«Sofern die Bundesrepublik sich als sozialen Rechtsstaat bezeichnen 
kann, darf die Schweiz diese stolze Qualifikation für sich ebenfalls in 
Anspruch nehmen.» Welche Qualifikation müsste er dieser Eidgenos- 
senschaft wohl erst heute geben?! Zu Recht muss deshalb gesagt wer­
den, dass wir mit unserem System in der Praxis so schlecht nicht 
gefahren sind.
Die nachfolgende Aufstellung veranschaulicht die Entwicklung der 
Fiskalquote in den 80erJahren:
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Fiskaleinnahmen insgesamt

Fiskaleinnahmen BIP
Mio. Fr. Index Mrd. Fr. Index

1980 14 516 100 170,3 100
1990 28 946 199,4 309,8 181,9

Die Fiskaleinnahmen haben stàrker zugenommen als das Bruttoin- 
landprodukt. Die Fiskalquote ist mithin gestiegen.
Bei gleichbleibender Fiskalquote hàtten 2,5 Milliarden Franken weni- 
ger eingenommen werden dürfen (26 405 Mio. Fr.).

1.2 Keine Trendwende bei der direkten Bundessteuer

Die nachfolgende Aufstellung zeigt, dass der Ertrag der direkten Bun­
dessteuer starker zugenommen hat als das Brutto in landprodukt-tro tz 
dem 1989 erstmals wirksamen Sofortprogramm (und trotz Ausgleich 
der kalten Progression per 1985 und 1989):

Direkte Bundessteuer BIP
Mio. Fr. Index Mrd.Fr. Index

1980 3420 100 170,3 100
1990 6710 196,2 309,8 181,9

Für eine gleichbleibende Steuerquote hàtten weitere Erleichterungen 
bei der direkten Bundessteuer im Umfange einer halben Milliarde Fran­
ken beschlossen werden müssen (6221 statt 6710 Mio. Fr.).
Leider hat es das Parlament unterlassen, auch nur ein kleines Zeichen 
in Richtung einer Reduktion der direkten Bundessteuer zu setzen. 
Selbst ein Antrag für einen bescheidenen Rabatt von 10 Prozent, der 
das Finanzpaket wenigstens annâhernd ertragsneutral ausgestaltet 
hatte, wurde abgelehnt.
Die erneute Erhbhung der Fiskalquote bei einem Systemwechsel von 
der Warenumsatzsteuer hin zur Mehrwertsteuer ist deshalb weder 
sinnvoll noch gerechtfertigt. Bundesrat Stich hat dieselbe Erkenntnis 
einmal so ausgedrückt: «Die Aussicht auf bessere Zeiten weckt 
Begehrlichkeiten und lahm tdie Sanierungsbestrebungen.» Die Erfah- 
rung lehrt ausserdem, dass die Ausgabendisziplin um so mehr nach- 
lasst, je reichlicher die Mittel fliessen. Das von Parkinson formulierte 
«GesetzderVerschwendung» bestatigtsich inderSchweizebensow ie 
andernorts: «Ausgaben steigen stets bis an die Grenze der Einnahmen,
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meistens aber über sie hinaus. Bei Mehreinnahmen wird das Loch im 
Staats- oder Haushaltsackel nie kleiner, sondern grôsser als zuvor.» 
Wir dürfen deshalb ke inesfa lls-fast fahrlassig -  unsere früheren fiska- 
lischen Wettbewerbsvorteile noch weiter verschlechtern, auf die wir in 
einem zunehmend integrierten Europa mehr denn je angewiesen 
waren. Sicher sind Steuern und Sozialabgaben für die Wettbewerbs- 
kraft unserer Wirtschaft nicht allein ausschlaggebend. Sie gehôren 
aber mit ins Mosaik der bestimmenden Faktoren.

1.3 Die Zusammensetzung der Mehreinnahmen

Dass die vorgeschlagene Bundesfinanzordnung schon kurzfristig 
bedeutende Mehreinnahmen zur Folge hàtte, belegt die nachfolgende 
Tabelle:

1. Gesetz über die direkte Bundessteuer
Beibehaltung der direkten Bundessteuer und Über- (ertrags-
gang zum Proportionaltarif für juristische Personen neutral)

2. Umsatzsteuer (Mehrwertsteuer)
Beseitigung der Taxe occulte -2115
Mehrwertsteuer auf Dienstleistungen +1710*
Erhohung Umsatzlimiten - 20
Besteuerung bisher befreiter Waren zum Normalsatz
(u.a. Energietràger) + 355
Besteuerung der baugewerblichen Arbeiten zum
Normalsatz + 500
Umsatzsteuer neu auf Medikamenten, Waschmitteln,
Lebensmitteln, Büchern, Zeitungen usw. (Satz 1,9%) + 480
Total +910*

3. Stempelsteuergesetz
Entlastung des Finanzplatzes - 395
Stempelsteuer auf Lebensversicherungspramien + 105
Total -290

Ganzes Paket +620*

* Wàhrend einer Übergangszeit von 5 Jahren würden sich die Mehreinnahmen
wegen des Sondersatzes für gastgewerbliche Leistungen um 310 Mio. Fran­
ken reduzieren.
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Das Finanzdepartement macht weitere Mindereinnahmen geltend. So 
wird darauf verwiesen, dass das Sofortprogramm 1987 bei der direkten 
Bundessteuer, mit welchem vor allem Verbesserungen bei der Ehegat- 
tenbesteuerung und erhôhte Sozialabzüge eingeführt wurden, Min­
dereinnahmen von 350 Millionen Franken zur Folge hatte. Diese Ànde­
rungen, die bereits am 1. Januar 1989 in Kraft getreten sind, stehen 
aber mit dem neuen Steuerpaket in keinem Zusammenhang.
Art. 13 Abs. 2 lit. b des Bundesgesetzes über die Stempelabgaben 
wurde dahingehend ergànzt, dass der Bundesrat die Ausgabe von 
auslandischen Titeln von der Stempelabgabe auszunehmen hat, wenn 
die Entwicklung der Wahrungslage oder des Kapitalmarktes es erfor- 
dert. Heute ist die Emission von Schweizer-Franken-Anleihen auslàn- 
discher Schuldner in der Schweiz dank den Syndizierungsvorschriften 
der Schweizerischen Nationalbank den inlandischen Banken und 
Finanzgesellschaften vorbehalten. Die Nationalbank hat schon ver- 
schiedentlich darauf hingewiesen, dass diese Vorschriften für die Füh- 
rung der Geldpolitik keine Rolle mehr spielen, und es ihr angesichts der 
fortschreitenden Liberalisierung im Kapitalverkehr auf die Dauer kaum 
môglich sein werde, diese Vorschriften aufrechtzuerhalten. Sobald die 
Syndizierungsvorschriften wegfielen, wàre wohl mit einer raschen 
Abwanderung dieser Geschafte auf auslandische Finanzplàtze zu 
rechnen, wenn die Emissionsabgabe weiterhin erhoben würde. 
Solange die Syndizierungsvorschriften aber noch bestehen, mochte 
der Bundesrat nicht auf die schatzungsweise gut 200 Millionen Fran­
ken pro Jahr verzichten. Trotzdem führtdas Finanzdepartement bereits 
heute diese 200 Millionen Franken auf der Negativseite auf.

1.4 Mehreinnahmen trotz pessimistischen Prognosen

Die Eidgenossische Finanzverwaltung prognostiziert seit jeher aus- 
serst vorsichtig. Je grosser der Zeithorizont, desto grôsser die Zurück- 
haltung. Deshalb die Milliardenüberschüsse der letzten Bundesrech- 
nungen. Ein Vergleich der Rechnung seit 1986 mit dem jeweiligen Vor- 
anschlag belegt dies:

1986 1987 1988 1989 1990

-  Mehreinnahmen bei der 
Warenumsatzsteuer (in 
Mio. Franken) 253 262 173 276 221

-  Gesamthafte Mehrein­
nahmen (in Mio. Fran­
ken) 1433 506 662 303 902
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Wenn das Finanzdepartement die Mehreinnahmen innerhalb eines 
einzigen Jahres -  regelmassig zu seinen Gunsten -  derart falsch pro- 
gnostiziert, um wieviel hoher werden dann die Mehrertràge der neuen 
Bundesfinanzordnung sein?!

2. Mehrwertsteuer anstelle der bisherigen Warenumsatzsteuer

2.1 Die wichtigsten Ànderungen

Im Gegensatz zum Bundesrat, der in seiner Botschaft vom 5. Juni 1989 
eine modernisierte Warenumsatzsteuer mit Ausmerzung der Taxe 
occulte vorgeschlagen hatte, hat nun das Parlament beschlossen, zu 
einem Mehrwertsteuersystem überzugehen, das im Grundsatz auch 
die Dienstleistungen einschliesst. Dadurch würden gegenüber heute 
rund 75 000 zusatzliche Betriebe neu der Steuerpflicht unterstellt. 
Betroffen davon waren somit insbesondere das Gastgewerbe und die 
Coiffeure, aber auch der Detailhandel und die Lebensmittelgeschafte. 
Neu unterstellt würden zudem die Architekten, Ingenieure, Anwalte, 
Treuhandfirmen, Tierarzte usw.
Die massgebliche Umsatzlimite für die subjektive Steuerpflicht soll auf 
75 000 Franken festgesetzt werden, bzw. auf 250 000 Franken bei 
einem Steuervorteil unterhalb von 4000 Franken.
Der Normalsteuersatz soll 6,2 Prozent betragen. Für bestimmte Waren 
(im wesentlichen Lebensmittel, Futtermittel, Medikamente, Zeitungen) 
soll ein reduzierter Satz von 1,9 Prozent gelten. Zugunsten der Touris- 
mus-Wirtschaft ist in Abweichung des Normalsatzes für die Dauer von 5 
Jahren ein Sondersatz von 4 Prozent vorgesehen. Zudem kann für den 
Fall, dass wegen der demographischen Entwicklung die Finanzierung 
der AHV nicht mehr gewàhrleistet ist, ohne obligatorische Volksab- 
stimmung der Normalsteuersatz von 6,2 Prozent mittels Bundesbe- 
schluss vorübergehend um weitere 1,3 Prozentpunkte angehoben 
werden.
Die marktfàhigen baugewerblichen Leistungen, die von kantonalen 
und kommunalen Werkhofen für ihre Gemeinwesen erbracht werden, 
sollen der Mehrwertsteuer nicht unterstellt werden.

Die vorgeschlagene neue Umsatzsteuer ist eine echte Mehrwertsteuer. 
75 000 Betriebe waren neu steuerpfiichtig. Bereits heute würde die 
Môglichkeit eingebaut, den Steuersatz spâter zu erhôhen.
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Vorsteuerabzug: 
Modell mit 

5 Steuerpflichtigen

i i t i i a

Mil ®  ̂;IULUi
BUNDESKASSE

Zahlung
an

62.—

1 612.—

2 480.—

SCHREINEREI X
Quartalsumsatz: 
Fr. 40 000.—
MWSt-Abrechnung: 
40 000.— x 6,2%

2 480.—

124.—

186.—

496.-

Zahlung 
an Lieferant

Fiskus GARAGE A

124.— Reparatur Lieferwagen
des X Fr. 2 000.—
+ 6,2% MWSt

HOLZHANDELB

186.—
Lieferung Holz
an X Fr. 3 000.—
+ 6,2% MWSt

3 000.- 
186,

3 186.-

MASCHINENFABRIK C

496.—
Lieferung Kreissâge
an X Fr. 8 000.—
+ 6,2% MWSt

8 000 . -  

496,
8 496.-

TREUHAND D

62.— Buchführung
für X Fr. 1 000.—
+ 6,2% MWSt

1 000 . -  

62, 
1 062.-

1 612.—

Vorsteuer­
abzug:

J. 496.—

J. 62.—

1 612.—

Selbstverstândlich rechnen auch die Betriebe A bis D 
quartalsweise nach dem gleichen Prinzip wie die 
Schreinerei X ab.
Rechnungsbeispiel: Eidg. Steuerverwaltung
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2.2 So würde die Mehrwertsteuer funktionieren

Die Umsatzsteuer ist eine Steuer auf dem inlàndischen Verbrauch. 
Nach der Grundidee soll der Konsument für diese Steuer aufkommen. 
Steuerpflichtig ist aber nicht er, sondern der Lieferant. Er hat von sei- 
nen Einnahmen, das heisst seinem Umsatz, einen bestimmten prozen- 
tualen Anteil abzuliefern. Soweit es die Marktverhàitnisse erlauben, 
überwalzt er diesen Prozentsatz auf die Preise und damit auf den Kau- 
fer.
Die heute geltende Warenumsatzsteuer ist eine Einphasensteuer, das 
heisst, dass sie auf dem Weg vom Produzenten zum Konsumenten 
grundsatzlich nur einmal anfàllt, namlich zum Zeitpunkt, wenn die 
Ware von einem Grossisten an einen Nichtgrossisten oder zum Konsu­
menten geliefert wird.
Die im neuen Steuerpaket enthaltene Mehrwertsteuer ist demgegen- 
über eine sogenannte Netto-Allphasensteuer. Ihr liegt die Idee zugrun- 
de, dass im Endeffekt nur der seit dem letzten steuerbaren Vorgang 
hinzugefügte Mehrwert eines Produktes besteuert wird (Nettoprinzip). 
Damit sollte gewàhrleistet werden, dass der Gesamtwert eines Produk­
tes auf dem Weg vom Produzenten zum Endabnehmer nur einmal 
belastet wird.
Da nun aber nicht über jeden wirtschaftlichen Vorgang einzeln mit der 
Steuerbehôrde abgerechnet wird, bezahlt der jeweilige Abnehmer die 
voile Steuer. Der steuerpflichtige Betrieb hat also seine gesamten, der 
Steuer unterliegenden Umsàtze pro Abrechnungsperiode zusammen- 
zuzahlen und davon die steuerbefreiten Exporte abzuziehen. Vom 
Ergebnis hat er die Steuer zum gesetzlichen Steuersatz zu berechnen. 
Von dieser Bruttosteuer kann er seine sogenannten Vorsteuern abzie- 
hen. Bei den Vorsteuern handelt es sich um diejenigen Steuern, die 
dem Pflichtigen wahrend der gleichen Abrechnungsperiode durch 
seine Lieferanten belastet worden sind oder die er bei der Einfuhr 
bezahlt hat. Nicht abzugsfàhig sind aber selbstverstandlich Bezüge 
von Waren und Dienstleistungen zu privaten Zwecken.

Bruttosteuer./. Vorsteuer =  Nettosteuer

2.3 Ungereimtheiten und Schwachpunkte

Die vorgeschlagene neue «Umsatzsteuer» -  der Begriff «Mehrwert­
steuer» wird in der ganzen Bundesfinanzordnung in keiner einzigen 
Bestimmung ausdrücklich erwahnt -  ist lediglich in der Übergangs- 
bestimmung der Verfassung nàher umschrieben. Der Bundesrat wird 
beauftragt, Ausführungsbestimmungen zu erlassen, die bis zum
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Inkrafttreten der Ausführungsgesetzgebung gelten sollen. In Artikel 9 
der Übergangsbestimmung würden lediglich die Grundsatze festge- 
setzt, die für die Ausführungsverordnung zu gelten hatten.
Wichtige Fragen bleiben offen: Auch wenn man dem Grundsatz einer 
Mehrwertsteuer -  die man klar als solche in der Verfassung hatte 
umschreiben müssen -  positiv gegenüberstehen kann, ist die Vorlage 
in verschiedener Hinsicht unklar, unausgereift und schwammig. 
Problème würden sich bereits bei der subjektiven Steuerpflicht erge- 
ben, weil der Katalog der in Artikel 9, Absatz 2, Buchstabe a, Ziffern 1 
bis 16 aufgezahlten steuerbaren Umsàtze bereits Fragezeichen auf- 
wirft. Nicht in diesem Katalog figurieren beispielsweise die Leistungen 
von Fahrlehrern, Psychologen usw., wobei diese aber auch nicht aus- 
drücklich von der Steuerpflicht ausgenommen werden. Intéressant 
ware auch zu wissen, wie die SBB, die PTT, die Gepackaufbewahrung 
in Bahnhofen besteuert werden sollen; aile diese staatlichen Betriebe 
waren namlich nach den Ziffern 4 und 15 zum Normalsatz steuerpflich- 
tig. Vollends unbefriedigend ist die Nichtunterstellung der marktfàhi- 
gen baugewerblichen Projektierungen und Leistungen von Planungs- 
büros und Baubetrieben der Kantone und Gemeinden sowie von 
Werkstatten privater Unternehmen, welche Leistungen für den eigenen 
Bedarf dieser Unternehmen erbringen. Hier würden stossende Unge- 
rechtigkeiten gegenüber dem Baugewerbe, welches zum vollen Satz 
besteuert werden soll, bevorstehen.

2.4 Wettbewerbsverzerrungen durch ungleiche Steuersâtze

Der Normalsteuersatz soll vorerst 6,2 Prozent betragen. Für bestimmte 
Waren a lle rd ings-s ie  sind in Artikel 9 Absatz 1 Buchstabe e aufgezahlt 
-s o ll ein reduzierter Satz von 1,9 Prozent gelten. Als dritte Variante soll 
der Bundesrat gemass Buchstabe i für bestimmte Falle nochmals 
abweichende Bestimmungen erlassen kônnen.
Ein w eite re r-ze itlich  befristeter -  Sondersatz von 4 Prozent soll wah- 
rend einer Übergangsphase von 5 Jahren auf gastgewerblichen Lei­
stungen erhoben werden. Und schliesslich sollen eine ganze Reihe 
von Dienstleistungen von der Steuerpflicht ausgenommen werden. So 
sollen Zahnàrzte offenbar von der Mehrwertsteuer verschont werden; 
Tieràrzte dagegen waren zu 6,2 Prozent steuerpflichtig.
Es ist angesichts dieser betrachtlichen Unterschiede etwas kühn, 
wenn die Behauptung aufgestellt wird, diese Umsatzsteuervorlage sei 
gerecht und wettbewerbsneutral.
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2.5 Durchlôcherung eines bewàhrten Grundsatzes

Zu den wichtigsten Prinzipien der bisherigen Bundesfinanzordnung 
gehorte neben der zeitlichen Befristung auch die Verankerung des 
Hochstsatzes für die Umsatzbesteuerung in der Bundesverfassung. 
Dadurch ist sichergestellt, dass die Hohe des Umsatzsteuersatzes 
nicht ohne Zustimmung des Schweizervolkes verandert werden darf. 
An diesem bewàhrten Grundsatz wurde deshalb bisher bei allen Bun- 
desfinanzreformen seit der ursprünglichen Einführung der Warenum­
satzsteuer konsequent festgehalten.
Zwar sieht auch die vorgeschlagene neue Bundesfinanzordnung in 
Artikel 41ter Absatz 3 der Bundesverfassung vor, dass die Umsatzsteuer 
hochstens 6,2 Prozent betragen dürfe; direkt im nachsten Absatz 
schon wird aber dieses Prinzip durchlochert, indem neu ein Artikel 3bis 
vorgeschlagen wird, wonach dieser Hochststeuersatz von 6,2 Prozent 
ohne obligatorische Volksabstimmung «vorübergehend» um 1,3 Pro- 
zentpunkte auf 7,5 Prozent angehoben werden kann, sofern wegen der 
demographischen Entwicklung die Finanzierung der AHV nicht mehr 
gewahrleistet sein sollte.
Die Erhôhung des Mehrwertsteuersatzes müsste dabei nicht durch ein 
besonderes Gesetz erfolgen, sondern konnte integriert werden in eine 
Vorlage zur Révision der AHV. Weil ein Référendum damit einem Fron- 
talangriff gegen die breitabgestützte AHV gleichkâme, ware niemand 
bereit, ein solches zu ergreifen.
Dies ist um so problematischer, weil der Hinweis auf die demographi- 
sche Entwicklung keine klar umrissene, bindende Schranke ist. Jedes 
AHV-Defizit kann auf Veranderungen der Bevôlkerungsstruktur zu- 
rückgeführt werden. Zudem sind in der Schweiz Bundesgesetze nicht 
gerichtlich auf ihre Verfassungsmassigkeit überprüfbar.
Schlauer und volkstümlicher hàtte der Bundesrat diese auf den ersten 
Blick schmackhafte Ôffnung eines Hintertürchens zur Erhôhung der 
Steuerbelastung um rund 2 Milliarden Franken kaum anbieten konnen. 
Er rechnete sich aus, dass das sympathisch klingende Anliegen, damit 
eine zusatzliche Finanzierungsquelle für die AHV zu schaffen, vom 
Parlament geschluckt werde. Und tatsàchlich haben National- und 
Stànderat diesem Vorschlag mehrheitlich zugestimmt.
Bei nüchterner Betrachtung aber erweist sich dieser abstimmungstak- 
tische Schachzug als ein schwerwiegender Fehlgriff mit unakzepta- 
blen Auswirkungen nicht nur der schweizerischen Steuerpolitik, son­
dern auch der Sozialpolitik. Er hatte einen volligen Bruch mit der bishe­
rigen AHV-Finanzierung zur Folge und würde die Schleusen zu einem 
masslosen Weiterausbau der Sozialwerke ôffnen.
Jedermann in diesem Lande ist wohl damit einverstanden, dass die 
AHV ein bedeutendes Sozialwerk ist und genügend finanzielle Mittel

15



bereitgestellt werden müssen, um auch unter Berücksichtigung der 
künftigen Altersstruktur der Bevôlkerung unseren Rentnern angemes- 
sene Altersrenten ausbezahlen zu kônnen. Die notwendigen Mass- 
nahmen hiefür sind im Rahmen der 10. AHV-Revision, die momentan im 
Parlament beraten wird, zu treffen. Falsch ware es aber, wenn nun das 
Parlament ohne Volksabstimmung den Mehrwertsteuersatz auf 7,5 
Prozent anheben kônnte; dies ware um so unsinniger, als die demo- 
graphische Entwicklung keineswegs plôtzlichen Schwankungen 
unterliegt und mittel- und làngerfristig durchaus abschatzbar ist. 
Deshalb ware es verfehlt, die Kompetenzen von Volk und Stànden aus- 
gerechnet beim Hôchstsatz der Mehrwertsteuer zu schmàlern. Es ist im 
Gegenteil dringend geboten, diesem Versuch einer Durchlôcherung 
eines fundamentalen Volksrechts eine klare Absage zu erteilen.

In zweierlei Hinsicht würden die Volksrechte geschmàlert:

-  Verzicht auf Befristung der Bundesfinanzordnung
-  Aufweichung des Grundsatzes, wonach der Steuersatz klipp und 

klar in der Verfassung zu verankern ist.

Dieser Versuch zur Umgehung der obligatorischen Volksbefragung ist 
unannehmbar.

2.6 Mehr Beamte und zusàtzliche administrative Umtriebe

Wegen der grôsseren Zahl Steuerpflichtiger (zirka 70 000) dürfte auch 
die vorgesehene vierteljàhrliche Abrechnungsperiode unabsehbare 
Auswirkungen mit sich bringen. Die Bewàltigung des administrativen 
Mehraufwandes hàtte allein beim Bund zur Folge, dass rund 180 bis 
200 zusàtzliche Beamte angestellt werden müssten.
Problematisch ist sodann die vorgesehene Minimalumsatzgrenze von 
jàhrlich 75 000 Franken («bei Wasserkraftwerken kann diese Umsatz- 
grenze erhôht werden»), beziehungsweise von 250 000 Franken, 
sofern der Steuerbetrag, nach Abzug der Vorsteuer, 4000 Franken pro 
Jahr nicht übersteigt.

2.7 Verluste wegen fehlender Überwàlzbarkeit

Theoretisch sollte die Verbrauchssteuer auf den Endabnehmer über- 
walzt werden kônnen. Ob die Überwalzung der Steuerbetràge gelingt, 
hàngt von der Belastungshôhe und der Marktlage ab. Letztlich ist die 
Reaktion des Konsumenten entscheidend. Für kleine und mittlere
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inlandorientierte Betriebe mit hoher Wertschôpfung, die nach wie vor 
das Rückgrat unserer Volkswirtschaft bilden, ware das Überwalzungs- 
risiko am grôssten.
Wàhrend der Zeit von der Zahlung der mehrwertsteuerbelasteten Lie­
ferung bis zur Rückforderung der Vorsteuer erbringen zudem die 
Betriebe eine nicht verzinste Vorleistung. Auf der Finanzierungsseite 
entstehen direkte Kosten, denn die Mehrwertsteuer bindet liquide Mit- 
tel des Umlaufvermôgens, die durch andere Betriebsmittel ersetzt wer­
den müssen. Die Summe der in der Mehrwertabrechnung gebundenen 
Kapitalien werden für die ganze Wirtschaft auf 2 bis 3 Prozent der 
Umsatze geschâtzt. Das geht in die Milliarden. Den entsprechenden 
Zinskosten der Wirtschaft stehen -  àhnlich wie bei der Verrechnungs- 
steuer-entsprechendeZinseinsparungen des Bundesgegenüber, die 
nicht gerechtfertigt sind.

2.8 Auswirkungen auf den Konsumentenpreisindex

Auch wenn die Mehrwertsteuer nicht überall voll überwàlzt werden 
konnte, hatte sie für die neu unterstellten Waren und Dienstleistungen 
einen Teuerungsschub von einigen Prozentpunkten zur Folge. Dies 
würde den Landesindex der Konsumentenpreise nach oben beeinflus- 
sen. Die Erhohung des Konsumentenpreisindexes bewirkt aber, dass 
die Lohne durch die teuerungsbedingten Lohnanpassungen ansteigen 
würden. Dies hàtte wiederum eine Verteuerung der Produkte zur Folge, 
was wiederum die Lohne nach oben drücken würde. Damit entsteht ein 
inflationàrer Teufelskreis. Ausserdem kann das mit der Mehrwertsteuer 
bezweckte Ziel, den Konsum zu besteuern, nicht erreicht werden. 
Die Einführung einer Mehrwertsteuer müsste also von der Massnahme 
begleitet sein, die Steuern bei der Berechnung des Landesindexes 
auszuklammern oder deren Anteil zu deklarieren.

2.9 Fehlende Kompensation der Mehreinnahmen

Der Übergang zum System der Mehrwertsteuer hatte direkt betrachtli- 
che Mehreinnahmen des Bundes zur Folge. Ausserdem würde damit 
ein enormes Potential für künftige Steuererhôhungen geschaffen. Mit 
dem Wechsel von der Warenumsatzsteuer zur Mehrwertsteuer würde 
die Basis gelegt, die Bedeutung der indirekten Steuern in Zukunft zu 
verstàrken. Rein technisch lassen sich die Steuersàtze bei der Mehr­
wertsteuer problemlos anheben. Nicht annehmbar sind aber die 
Bestrebungen, ein derartiges Finanzierungssystem einzuführen und 
gleichzeitig die direkten Bundessteuern unbefristet zu verankern und
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damit weiter anwachsen zu lassen. Die Einführung der Mehrwertsteuer 
kann nur akzeptiert werden, wenn gleichzeitig eine deutliche Verlage- 
rung von den direkten Steuern (z. B. Einkommenssteuern) zu den indi- 
rekten Steuern eingeleitet wird. Kein anderes Land kennt in diesem 
Ausmass direkte Steuern auf allen drei Staatsebenen (Bund, Kantone 
und Gemeinden). Mit dem neuen Steuerpaket würde dieses Sonder- 
regime gleichzeitig mit der Erweiterung der Umsatzsteuern definitiv 
und zeitlich unbefristet in der Verfassung verankert. Dies ware eine 
Kumulation der Nachteile: Sukzessive Annaherung des Umsatzsteuer- 
satzes an das EG-Niveau (14-20%) bei gleichzeitiger Beibehaltung der 
überdurchschnittlich hohen direkten Steuern.

Die Mehrwertsteuer ware für viele eine neue Steuer. Neue Steuern sind 
nicht zu akzeptieren, wenn nicht gleichzeitig bestehende abgebaut 
werden.

3. Fehlentwicklung bei den direkten Bundessteuern

3.1 Die wichtigsten Ânderungen bezüglich der direkten Bundessteuer

Die wohl wichtigste und folgenschwerste Ànderung bei der direkten 
Bundessteuer ware der vorgesehene Verzicht auf jegliche zeitliche 
Befristung dieser Einkommens-, Gewinn- und Kapitalsteuer. Dies ware 
eine vollige Abkehr vom bewàhrten Grundsatz, nach welchem der 
Stimmbürger wenigstens aile 10 Jahre über die direkten Bundessteu­
ern an der Urne soll entscheiden dürfen.
Die Tragweite einer solchen definitiven Verankerung der direkten Bun­
dessteuer in der Verfassung mit ihren negativen Folgen für den Stimm­
bürger wird von den Befürwortern der neuen Bundesfinanzordnung 
bewusst heruntergespielt. Im Gegensatz zu den Konsumsteuern tritt 
der Bund mit seiner direkten Steuer auch in Konkurrenz zu den Kanto- 
nen und Gemeinden, die ihre Haushalte schwergewichtig mit Einkom­
mens- und Vermôgenssteuern finanzieren. Die Finanzlage der Kantone 
verschlechtert sich zusehends. Die Gesamtschulden haben die 30- 
Milliarden-Grenze überschritten. Die direkten Steuern sollten zukünftig 
wieder vorwiegend den Kantonen reserviert bleiben. Es sei hier mit 
Nachdruck daran erinnert, dass die heutige direkte Bundessteuer bis- 
her immer befristet war.
Das Element der zeitlichen Befristung ist von ausschlaggebender 
Bedeutung, denn es zwingt Bundesrat und Parlament dazu, die direkte 
Bundessteuer dem Souveran periodisch zur Zustimmung zu unter- 
breiten. Dank dieser Befristung -  und nur bei einer weiterhin befristeten
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Bundesfinanzordnung -  kann wirksam verhindert werden, dass der 
Bund aufgrund eigener und dauerhafter Fiskalkompetenzen in seiner 
Ausgabenpolitik ohne Kontrolle durch das Volk das Mass noch mehr 
verliert. Es ist unerlàsslich, dass die Bundesmittel knapp und befristet 
sind, denn der Bund wird nur dann zum Sparen neigen, wenn er dazu 
gezwungen wird. Je offener die Einnahmequellen sind, um so unbe- 
schwerter kann die staatliche Politik wirken und um so grosszügiger 
konnen Staatsausgaben vorgenommen werden. Das Festhalten am 
Prinzip der Befristung ist deshalb von grôsster Bedeutung und unbe- 
dingt gerechtfertigt.

» Als zweite bedeutende Ànderung soll bei der direkten Bundessteuer
von der bisherigen renditeabhangigen Besteuerung der juristischen 
Personen unter Berücksichtigung des Eigenkapitals abgewichen wer­
den. Vorgeschlagen wird, den Gewinn künftig mit einem fixen Satz von 
8 Prozent proportional zu besteuern. Diese Ànderung würde tenden- 
ziell zu einer hoheren Belastung der juristischen Personen führen. 
Naheres dazu unter Ziffer 3.4.

Die unbefristete Verankerung der direkten Bundessteuer widerspricht 
einer bewàhrten schweizerischen Tradition und würde den überdurch- 
schnittlich hohen Anteil der direkten Einkommens- und Vermogens- 
steuern zementieren.

3.2 Überhôhte Belastung durch direkte Steuern

Die Belastung durch direkte Steuern ist in der Schweiz in den letz- 
ten Jahrzehnten überdurchschnittlich gestiegen. Der Vergleich der Zu- 
wachsraten (Abb. S. 20) fàllt für die Schweiz vernichtend aus.

Wahrend der Anteil der Einkommens- und Ertragssteuern (direkte 
Steuern) am Inlandprodukt in den meisten OECD-Staaten in den letz- 
ten 30 Jahren sank oder zumindest stabil geblieben ist, hat sich diese 
Masszahl in der Schweiz fast verdoppelt. Die direkten Steuern in unse- 
rem Land entsprechen heute 16 Prozent des Inlandproduktes. Sie lie- 
gen über den Belastungen Frankreichs mit 9 Prozent, Deutschlands mit
12 Prozent, Japans mit 12 Prozent und den USA mit 14 Prozent. Die 
Schweizer Steuerstruktur entwickelte sich somit gegenlàufig zum 
internationalen Trend, was bei zunehmender weltwirtschaftlicher Inté­
gration auf die Dauer mit empfindlichen Nachteilen verbunden sein 
wird. Kommt hinzu, dass die kantonalen Ausgaben gemessen am 
Inlandprodukt eine eindeutig steigende Tendenz aufweisen. Deren 
Finanzierung wird aber über die Einkommens- und Ertragssteuern 
erfolgen müssen, lassen doch das Finanzpaket und die Bundesverfas-
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sung den Kantonen bei den übrigen Steuern keinen nennenswerten 
Raum. Die immer grôsser werdende Diskrepanz zwischen direktem 
und indirektem Steueraufkommen geht unter anderem auf die pro­
gressive Ausgestaltung des Einkommenssteuertarifs bei den natürli- 
chen Personen zurück, weil die scharfe Progression eine überpropor- 
tionale Steigerung des Steuerertrags im Verhàltnis zur entsprechen- 
den Einkommensentwicklung bewirkt. Immer noch wird diese Entwick­
lung durch den Effekt der kalten Progression überlagert. Mit ihrer stei- 
len Progressionskurve und den hohen Grenzsteuersatzen, aber auch 
m itderdoppelten Erfassung der Gewinnejuristischer Personen bei der 
Gesellschaft und beim Aktionàr, sind die direkten Steuern leistungs- 
feindlich. Sie gefàhrden daher unsere Wettbewerbsfahigkeit und, was 
noch schlimmer ist, die Wettbewerbswilligkeit der Steuerpflichtigen. 
Tatsache ist ferner, dass die extreme Belastung von Einkommen und 
Vermôgen in der Schweiz durch den Umstand akzentuiert wird, dass
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die Finanzierung der Sozialversicherungen ebenfalls stark einkom- 
mensbezogen erfolgt. Dies führt mitunter zu hohen Grenzsteuersàtzen 
bei der Einkommenssteuer, was wiederum die Investitions- und Lei- 
stungsbereitschaft beeintrachtigt. Die überhohte Belastung bei den 
direkten Steuern führt mit anderen Worten zu einer massiven Beein- 
trachtigung der internationalen Konkurrenzfàhigkeit unserer Wirt- 
schaft. Das dürfen wir unter keinen Umstanden hinnehmen. Ferner ist 
unbestritten, dass die aufgezeigten Verschiebungen ihren Nieder- 
schlag in einer Eskalation der Fiskalbelastung bei den mittleren und 
hôheren Einkommensschichten finden.

►
3.3 Verlust der Mitsprache durch die Aufhebung der Befristung

Gegen den Willen bedeutender W irtschaftsorganisationen haben sich 
Bundesrat und eidg. Rate für eine Aufhebung der Befristung der direk­
ten Bundessteuer ausgesprochen. Dass seit dem Jahre 1938 aile auf 
eine «définitive, verfassungsmâssige Regelung» ausgerichteten Bun- 
desfinanzreformen abgelehnt wurden, hat sich nie negativ ausgewirkt, 
sondern regelmassig den Weg für einen besseren Vorschlag frei 
gemacht.
Der Souveran ist aber gut beraten, wenn er Finanz- und Steuerpolitik 
nie ganz aus den Handen gibt, denn damit würde er in einem der ent- 
scheidensten Bereiche seine Mitsprache verlieren. Die Befristung 
gehôrt zu den demokratischen Eingrenzungen der Finanzpolitik und 
damit weitgehend der Staatstatigkeit überhaupt. Sie hat sich in den 
vergangenen Jahren sehr bewàhrt. Die Entàusserung dieses Mitspra- 
che- und Kontrollrechts des Volkes ist deshalb unlogisch und unsinnig. 
Was der Fiskus als zusatzliche Flexibilitàt verlangt, ist nichts anderes 
als ein Freipass für Steuererhôhungen.
Es mag sein, dass der Handlungsspielraum von Bundesrat und Parla- 
ment in der Steuerpolitik im internationalen Vergleich eng ist, aber die 
extrem hohe Zuwachsrate der Fiskalbelastung von über 50 Prozent in 
den letzten 20 Jahren zeigt, dass der Souveran die Finanzierung des 
Ausbaus des Leistungsstaates durchaus grosszügig ermôglichte. 
Ohne die verfassungsmâssige Befristung hatte das Parlament die 
Staatstatigkeit so auswuchern lassen, dass der Bundesrat in Besorgnis 
über die Bundesfinanzen unablassig zusatzliche Steuererhôhungen 

f hatte verlangen müssen.

3.4 Die Proportionaisteuer

Das Bundesgesetz über die direkte Bundessteuer steht an sich mit dem 
Bundesbeschluss über die Neuordnung der Bundesfinanzen in keinem
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Zusammenhang, hat doch der Bundesrat seinen Entwurf für dieses 
Gesetz schon im Jahre 1983 unterbreitet. Mit der Vorlage zur Neuord- 
nung der Bundesfinanzen wurde in der Schlussphase der parlamenta- 
rischen Beratungen nur der Art. 68 des Gesetzes verknüpft; er führt die 
Proportionalsteuer ein und lautet: «Die Gewinnsteuer der Kapitalge­
sellschaften und Genossenschaften betràgt 8 Prozent des Reinge- 
winns.» Wird das neue Steuerpaket in der Volksabstimmung abge- 
lehnt, bleibt der bisherige Dreistufentarif weiterhin bestehen (vgl. 
Anhang 2, Art. 222 DBG).
Die übrigen Teile des Gesetzes sind nicht vom Schicksal der Verfas- 
sungsvorlage abhangig. Der Grund für diese Konstruktion liegt darin, 
dass die politische Linke die Proportionalsteuer u.a. deshalb verlangt, 
weil sie eine hohere Reingewinnsteuer für die Banken zur Folge hat, die 
(bzw. deren Kunden) durch die Reduktion der Stempelabgaben entla- 
stet würden.
Diese Argumentation ist nicht stichhaltig. Nicht nur die Banken, son- 
dern auch die Versicherungsgesellschaften und viele gewerbliche und 
industrielle Unternehmungen werden durch die Proportionalsteuer 
verstàrkt zur Kasse gebeten, teilweise massiv. Zwar würde die Beseiti- 
gung der Besteuerung der Investitionen (Taxe occulte) infolge des 
Übergangs zur Mehrwertsteuer für die Industrie und andere Bereiche 
der Wirtschaft eine spürbare fiskalische Erleichterung bewirken. 
Dadurch, wie auch durch die Reduktion der Stempelabgaben, wird 
jedoch nur eine offensichtliche und schwerwiegende Benachteiligung 
grosser Teile der schweizerischen Wirtschaft gegenüber der auslandi- 
schen Konkurrenz eliminiert, was dringend notwendig ist. Es ist ver- 
fehlt, hiefür noch einen Preis in Gestalt einer hôheren Gewinnsteuer zu 
verlangen.
Der Proportionalsatz bedeutet, dass im Rahmen der Bundessteuer der 
Gewinn von Kapitalgesellschaften und Genossenschaften einheitlich 
mit 8 Prozent besteuert wird. Dies ist schon deshalb fragwürdig, weil 
die meisten Kantone weiterhin die renditeabhangige Besteuerung 
anwenden, wie sie gegenwàrtig auch im Bund in der Form des Dreistu- 
fentarifs gilt. Diese Besteuerungsart hat sich in der Schweiz über Jahr- 
zehntehinweg bewàhrt. Auf einen knappen Nenner gebracht, bedeutet 
die renditeabhangige Besteuerung, dass der Gewinn einer Unterneh- 
mung um so geringer besteuert wird, je grosser das zu seiner Erwirt- 
schaftung eingesetzte Eigenkapital ist.
Es wird immer wieder eingewendet, dass durch dieses System die eta- 
blierten Unternehmungen mit viel Eigenkapital begünstigt, arbeitsin- 
tensive Unternehmungen sowie junge Firmen mit noch wenig eigenen 
Mitteln benachteiligt würden. Eine schonende Behandlung der ausrei- 
chend mit Eigenkapital ausgestatteten Unternehmungen ist jedoch 
erwünscht. Es besteht ein volkswirtschaftliches Interesse an môglichst
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vielen solchen Unternehmungen. In wirtschaftlich schwierigen Zeiten 
verfügen sie über eine grossere Durchhaltekraft als vermehrt fremdfi- 
nanzierte Firmen. Es lasst sich auch die Überlegung anstellen, dass ein 
Reinertrag von beispielsweise 50 000 Franken nicht im gleichen Mass 
steuerwürdig ist, wenn dieser Gewinn von einer Unternehmung mit 
einem Eigenkapital von 1 Million Franken erwirtschaftet wird, als wenn 
die Unternehmung über ein Kapital von nur 100 000 Franken verfügt. 
Auch darf nicht übersehen werden, dass ausgeschüttete Gewinne von 
Kapitalgesellschaften in der Schweiz immer noch einer Doppelbela- 
stung unterliegen, indem die Dividende beim Aktionàr zusatzlich als 
Einkommen besteuert wird. Ein Mehrstufentarif hat den Vorteil, dass er 
jenen Gewinn, der als Verzinsung des Eigenkapitals charakterisiert 
werden kann, mit einem tieferen Satz erfasst, gleichgültig ob er ausge- 
schüttet wird oder zur Selbstfinanzierung der Unternehmung dient; er 
bewirkt insofern eine gewisse Annaherung an die fiskalische Behand- 
lung der Zinskosten. Die Kapitalsteuer, die gemass Beschluss der eid- 
genôssischen Rate beibehalten wird, hat nur eine gewisse Berechti- 
gung im Zusammenhang mit der renditeabhangigen Gewinnsteuer.

Der heutige Dreistufentarif ist ein bescheidener Ausgleich für die steu- 
erliche Doppelbelastung des Unternehmensertrages beim Unterneh- 
men und beim Aktionàr. Jener Teil des Ertrages, der normalerweise für 
die Bedienung der Aktionare benôtigt wird, unterliegt heute einer nied- 
rigeren Belastung. Mit dem Übergang zur Proportionalsteuer wird die 
Doppelbelastung verscharft.
Der Proportionalsteuertarif führt in Verbindung mit der Kapitalsteuer 
zum paradoxen Ergebnis, dass ein Unternehmen desto mehr Steuern 
(im Verhaltnis zum Ertrag) zahlt, je weniger es verdient.
Eine Systemanderung birgt die handfeste Gefahr einer Steuerver- 
schàrfung in sich. Andere Lander dagegen (z. B. Schweden, Grossbri- 
tannien, Frankreich, Deutschland, Niederlande) bauen die direkte 
Steuerbelastung für juristische Personen ab: In den letzten fünf Jahren 
haben verschiedene Lander ihre Kôrperschaftsteuern auf dem Reiner­
trag juristischer Personen zum Teil erheblich gesenkt. Zudem haben 
die meisten EG-Lànder die wirtschaftliche Doppelbelastung zwischen 
Aktiengesellschaft und Aktionàr reduziert oder sogar ganzlich besei- 
tigt. Im Rahmen der laufenden Steuerharmonisierung ist es den eidge- 
nossischen Ràten nicht gelungen, diesem wichtigen Postulat der 
schweizerischen Wirtschaft auch nur annahernd Rechnung zu tragen. 
Mit einem proportionalen Tarif würde die heutige Situation noch ver- 
schlimmert, weil bloss Zinsen für Fremdkapital, nicht aber Kosten für 
eigene Mittel steuerlich in Abzug gebracht werden konnen.
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Was schliesslich junge Unternehmungen betrifft, so ist es eher 
unwahrscheinlich, dass sie schon hohe Gewinne erzielen und damit 
einer entsprechend starken Fiskalbelastung unterliegen, sofern sie 
überhaupt die Rechtsform der juristischen Person aufweisen. Sind sie 
aufgrund ihrer geschàftlichen Aktivitaten kapitalintensiv, verfügen sie 
über einen grôsseren Anteil von Fremdkapital. Da sie die darauf entfal- 
lenden Zinsen als Kosten absetzen kônnen, reduziert sich auch der 
steuerbare Gewinn.
Eine vertiefte Analyse, die sich nicht an Schlagworten orientiert, zeigt 
eindeutig, dass die geltende Besteuerungsart nach Renditeabhângig- 
keit der Proportionalsteuer weit überlegen ist und daher beibehalten 
werden muss.

3.5 Zusammenfassung

Der Behandlung der direkten Bundessteuer in der neuen Finanzord- 
nung kommt eine Schlüsselrolle zu. Der vorgeschlagene Verfassungs- 
artikel sieht -  erstmals seit 1940 -  die teste und unbefristete Veranke- 
rung vor. Dies, obschon eine der wichtigsten steuerpolitischen Aufga- 
ben der Zukunft darin besteht, den überdurchschnittlich hohen Anteil 
der direkten Steuern in der Schweiz zu reduzieren. Mit dem vorge- 
schlagenen Steuerpaket würde die einfache Formel «direkte Steuern 
den Kantonen und Gemeinden-indirekteSteuern dem Bund» verbaut. 
Vollig unverstandlich war es, die Frage des Tarifs für die Gewinnbe- 
steuerung juristischer Personen mit der Bundesfinanzordnung zu ver- 
knüpfen und den Proportionaltarif in das neue Steuerpaket aufzuneh- 
men. Mit der Ablehnung des ganzen Steuerpaketes kônnte der bisher 
geltende und in den meisten Kantonen angewandte massvolle Dreistu- 
fentarif beibehalten werden.

4. Die Révision des Bundesgesetzes über die Stempelabgaben

4.1 Die wichtigsten Ànderungen

Die Révision des Stempelgesetzes betrifft aile drei Arten von Stempel­
abgaben, die sich wie folgt gliedern lassen:
-  Emissionsabgaben (Abgaben bei der Schaffung inlandischer Betei- 

ligungsrechte wie Aktien, Genossenschaftsanteile, Anteilscheine 
von Anlagefonds)
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-  Umsatzabgaben (Abgaben beim Handel mit Urkunden, wie er sich 
hauptsàchlich an der Bôrse abspielt)

-  Abgaben auf Versicherungspràmien

Mit der Révision wird angestrebt, die Konkurrenzfàhigkeit des Finanz- 
platzes Schweiz im internationalen Umfeld zu verbessern und insbe- 
sondere der Abwanderung des Handels mit Wertpapieren ins Ausland 
entgegenzuwirken. Weil dadurch natürlich Steuerausfalle entstehen 
würden, sollen diese wenigstens teilweise durch die Schaffung neuer 
Stempeiabgaben wieder kompensiert werden. Und hier liegt -  auch 
wenn die vorgesehenen Entlastungen durchwegs zu begrüssen sind -  
die eigentliche Krux dieser Revisionsvorlage.

Im einzelnen sind folgende Entlastungen vorgesehen:
-  Befreiung der Handelsbestande: Professionell am Handel teilneh- 

mende Effektenhandler sollen künftig die als «Handelsbestand» 
definierten Urkunden ohne Stempelabgabe weiterveraussern kon­
nen.

-  Befreiung der Euroemissionen: Die Ausgabe von auslàndischen, auf 
eine auslandische Wahrung lautenden Obligationen und Aktien soll 
von jeglicher Stempelabgabe befreit werden. Diese dringend gebo- 
tene Abschaffung der heutigen Abgabe auf Euroemissionen soll es 
schweizerischen Effektenhandlern erlauben, auf diesem Markt, der 
international stark umkampft wird, konkurrenzfahig zu werden.

-  Entlastung der Geldmarktpapiere: Auslandische Obligationen mit 
einer vertraglichen Laufzeit von hochstens 12 Monaten sollen künf­
tig von jeglicher Emissions- und Umsatzabgabe befreit sein. Durch 
diese Steuerbefreiung der auslàndischen Geldmarktpapiere soll die 
Attraktivitàt der Schweiz für solche Transaktionen erhôht werden.

-  Befreiung von Ausland/Auslandgeschàften: Die Vermittlungstatig- 
keit von schweizerischen Effektenhëndlern mit Titel aller Art zugun- 
sten auslëndischer Vertragsparteien soll künftig steuerfrei sein. 
Dabei wird auch die bisherige Umsatzabgabe bei der Vermittlung 
zwischen auslàndischen Banken oder Brokern wegfallen.

Anstelle dieser Entlastungen im Bereich der Stempeiabgaben sollen 
nun aber im Sinne einer teilweisen Kompensation für die ausfallenden 
Steuerertràge neue Stempeiabgaben eingeführt werden.

Neu ist insbesondere vorgesehen:
-  eine Emissionsabgabe auf schweizerischen Obligationen
-  eine Emissionsabgabe auf inlëndischen Geldmarktpapieren
-  eine Neudefinition des Effektenhëndlerbegriffs
-  eine Stempelabgabe auf den Pràmien von Lebensversicherungen
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Auf diese Kompensationsmassnahmen, die Verlagerungen der Steu- 
erpflicht zur Folge haben und neue Komplikationen mit sich bringen, 
die auch wettbewerbsverzerrend sind, gehen die folgenden Ziffern 4.2 
und 4.3 ein.

4.2 Die ungenügende Entiastung des Finanzplatzes Schweiz

Die vorgeschiagenen Entlastungen im Bereiche der Stempeiabgaben 
sind zweifellos dringend notwendig und ein Schritt in die richtige Rich- 
tung. Der Finanzplatz Schweiz braucht eine Angleichung an die euro- 
paischen Verhaltnisse. Dennoch tràgt die Révision den Erfordernissen 
nur teilweise Rechnung. Wàhrend namlich der Entwurf zur EG-Richtli- 
nie vom 14. April 1987 vorsieht, dieSteuern in den EG-Làndern auf dem 
ümsatz von Wertpapieren ganz abzuschaffen und die Emissionsabga- 
ben für die Kapitalbeschaffung auf 1% zu reduzieren, will die Schweiz 
die Kapitalbeschaffung weiterhin mit 3% besteuern. Auch wenn die 
Fiskalfragen bei den EWR-Diskussionen nicht Gegenstand des «ac­
quis communautaire» sind, hàtte die Révision der Stempeiabgaben 
auch diesem Aspekt der internationalen Wettbewerbsfahigkeit des 
Standortes Schweiz im Verhaltnis zu den anderen europàischen 
Finanzzentren Rechnung tragen sollen. Insbesondere hatte der Emis- 
sionsstempel von 3% auf dem Aktienkapital reduziert werden sollen.

4.3 Wiedereinführung von Stempeiabgaben auf den Pràmien von 
Lebensversicherungen

Bekanntlich wurde der Stempel auf Lebensversicherungen bei der 
letzten Steuergesetzrevision 1973 abgeschafft, nachdem Artikel 34qua_ 
ter Absatz 6 der Bundesverfassung den Bund beauftragt, die private 
Selbstvorsorge steuerlich zu fôrdern. Zwar sollen nun Stempeiabga­
ben im Bereiche des Bankensektors abgeschafft werden; doch môchte 
man im Gegenzug die Stempelabgabe auf Lebensversicherungen wie- 
der einführen. Dies ist mit Blick auf die erwahnte Bestimmung verfas- 
sungsrechtlich mehr als fragwürdig. Die Abgabe würde nicht etwa die 
Versicherer treffen, sondern die in Wahrnehmung ihrer Eigenverant- 
wortung vorsorgenden Versicherungsnehmer.
Eine nur auf Lebensversicherungspramien beschrankte Stempel- 
steuer ware eine ausgesprochen rechtsungleiche Behandlung von 
Bank- und Versicherungssparern. Mit der Vorwegbesteuerung eines 
Teils der Pràmien privater Lebensversicherungen würde ein ernsthaf- 
ter Konkurrenznachteil für die Lebensversicherer im Verhaltnis zu den 
Banken geschaffen. Dies ist auch durch das Argument des Bundesra-
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tes, Ertràge rückkaufsfahiger Lebensversicherungen seien steuerfrei, 
nicht zu beseitigen, zumal die Tendenz des Fiskus in zunehmendem 
Masse auf steuerliche Erfassung auch dieser Einkünfte gerichtet ist 
(man denke an die Besteuerung der Überschüsse von rückkaufsfàhi- 
gen Kapitalversicherungen mit Einmaleinlage, wie sie in verschiede- 
nen Kantonen und auch im neuen Bundesgesetz über die direkte Bun- 
dessteuer beschlossen ist).
Die mit dem Stempel beabsichtigte Schrôpfung des Versicherungs- 
sparers wàre um so schockierender, als sie zur Benachteiligung des 
eigenverantwortlich Vorsorgenden je n a c h -im  übrigen gleichwertiger
-  Vorsorgeform führte. Lebensversicherungen sind nicht nur eine 
Sparform der Reichen; sie sind sozialpolitisch nach wie vor wichtig. Es 
kônnen sich namlich nicht aile an der steuerbegünstigten beruflichen 
oder gebundenen Vorsorge beteiligen; man denke an die Nichter- 
werbstàtigen, und hier insbesondere an die Hausfrauen. Geradefürsie 
besteht aber auch echter Vorsorgebedarf für den Fall von Tod oder 
Invaliditat. Aber auch Gewerbetreibende, die ihre angesparten Mittel 
nicht in der Saule 2 oder 3a binden kônnen oder wollen, sondern sie in 
eine gemischte Lebensversicherung investieren, um sie spater allen- 
falls noch als Kreditmittel einsetzen zu kônnen, würden darunterfallen. 
Die Wiedereinführung des Stempels auf Lebensversicherungspramien 
zôge zwangslàufig eine Beschrànkung der Wahlmôglichkeit des ein- 
zelnen nach sich, seine individuelle Vorsorge nach seinen persônli- 
chen Bedürfnissen und nach eigenem Gutdünken auszugestalten. Sie 
wàre auch ausgesprochen unsozial: Der Stempel würde sâmtliche pri- 
vaten Lebensversicherungsvertrage erfassen, wohingegen nach frü- 
herem Recht Pràmien für Versicherungen unter 5000 Franken Versi- 
cherungssumme von der Abgabe befreit waren.
Die Einführung des Lebensversicherungsstempels lauft schliesslich 
klar gegen die Bestrebungen der EG, welche auf eine Aufhebung 
sâmtlicher Rechtsverkehrssteuern gerichtet sind. Nach der Verwirkli- 
chung des voll liberalisierten EG-Binnenmarktes würde eine Stempel- 
steuer auf Lebensversicherungspramien zu einem Konkurrenznachteil 
der Schweiz gegenüber den EG-Staaten und zur Abwanderung sol- 
cher Versicherungen in das Ausland führen, weil auch schweizerische 
Lebensversicherungen von Personen mit Wohnsitz im Ausland vom 
Stempel erfasst würden.

Eine Wiedereinführung der Stempelabgabe auf Pramienquittungen 
privater Lebensversicherungen ware somit
-  unsozial, weil damit vor allem jene Vorsorgewilligen getroffen wür­

den, die kein Erwerbseinkommen erzielen und sich daher weder in 
der beruflichen noch in der steuerbegünstigten gebundenen Vor­
sorge versichern kônnten;
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-  rechtsungleich und wettbewerbsverzerrend, weil Bank-Spareinla- 
gen im Rahmen der freien Selbstvorsorge steuerbefreit waren, 
Lebensversicherungen dagegen einseitig belastet würden;

-  nicht Europa-fahig, weil der Stempel auf privaten Lebensversiche­
rungen klar der von der EG angestrebten Abschaffung aller Rechts- 
verkehrssteuern entgegenstehen würde.

1973 wurde die Stempelsteuer auf den Pràmien von Lebensversiche­
rungen abgeschafft, um die private Selbstvorsorge steuerlich n ich t zu 
bestrafen. Aus Angst vor Einnahmeausfàiien wiil nun der Bund diese 
Abgabe wieder einführen und damit Versicherte, die in Wahrnehmung 
ihrer Eigenverantwortung für ihre Vorsorge Pràmien einzahlen, mit 
jàhriich über 100 Mio Franken belasten; dies g ilt in besonderem Masse 
für Nichterwerbstàtige, denen der Zugang zur gebundenen Vorsorge 
verwehrt ist.

5. Die Nachteile gegenüber der bisherigen Bundesfinanzordnung

Die heutige Bundesfinanzordnung ist zweifellos nicht in jeder Hinsicht 
befriedigend. Einige Anpassungen sind erfolgt, wobei insbesondere 
auf die Beseitigung der kalten Progression bei der direkten Bundes- 
steuer hinzuweisen ist. Andere Mangel müssten und kônnten bei einer 
Verwerfung des überladenen Steuerpakets korrigiert werden:
-  Bei einer Weiterführung der bisherigen Finanzordnung bleibt die 

Taxe occulte (Besteuerung der Anlagegüter und Betriebsmittel) wei- 
terbestehen, was vor allem für industrielle Betriebe mit teuren 
Maschinen, so insbesondere für die Maschinenindustrie, Drucke- 
reien usw., mit grossen Nachteilen verbunden ist.

-  Stôrend ist zweifellos auch, dass bei einer Weiterführung der bishe­
rigen Finanzordnung die dringend notwendigen Entlastungen bei 
den Stempelabgaben, die insbesondere für den Finanzplatz 
Schweiz und die Bankkunden von grosser Bedeutung waren, aufge- 
schoben werden.

Dies waren zweifellos wichtige Anliegen, und es ist bedauerlich, dass 
es wegen der unseligen Verknüpfung der verschiedenen Steuervorla- 
gen kurzfristig nicht moglich ist, diesen beiden Anliegen Rechnung zu 
tragen. Allerdings kônnten -  wie unter Ziffer 6 aufgezeigt wird -  auch 
diesbezüglich rasch Lôsungen gefunden werden.
Auch wenn insbesondere für unsere Exportwirtschaft ailes Interesse 
daran besteht, die Taxe occulte auszumerzen und die Rahmenbedin-
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gungen für den Finanzplatz Schweiz zu verbessern, fallen die schwer- 
wiegenden Nachteileder vorgesehenen neuen Bundesfinanzordnung 
gesamthaft derart schwer ins Gewicht, dass diese beiden Postulate 
zurückgestellt werden müssen. Der mit dem ganzen Steuerpaket 
bezahlte Preis ist ganz einfach zu hoch.

Nachdem in den vorangehenden Kapitein ausführlich die Nachteile der 
vorgeschiagenen neuen Bundesfinanzordnung geschildert wurden, 
seien diese hier nochmals zusammengefasst:
-  Màchtigster Nachteii der vorgeschiagenen Neukonzeption ist die 

Erhôhung der Steuerbelastung und demzufolge auch der Staats- 
quote.

-  Unakzeptabel is t ferner der vorgeschlagene Verzicht au f eine zeitli- 
che Befristung der direkten Bundessteuer, die künftig n icht mehr 
automatisch Volk und Stànden vorgelegt werden müsste.

-  Ebenso gefàhrlich wàre die Durchlôcherung des Grundsatzes der 
Fixierung der Umsatzsteuerhochstsàtze in der Verfassung.

-  Ungenügend ist zudem die vorgesehene Entlastung bei den Stem- 
pelsteuern.

-  N icht akzeptabel ist schliesslich die Wiedereinführung von Steuern 
au f den Pràmien von Lebensversicherungen.

Mit aller Deutlichkeit ist auch festzuhalten, dass die als «Europa-fahig» 
vorgeschlagene und angepriesene Umsatzsteuer sich bei naherem 
Hinsehen als helvetischer Alleingang entpuppt. Wie der Botschaft des 
Bundesrates vom 5. Juni 1989 zur Neuordnung der Bundesfinanzen 
und zur Ânderung des Bundesgesetzes über die Stempeiabgaben 
unter Ziffer 51 (Seiten 76-82) zu entnehmen ist, liegen Welten zwischen 
der uns jetzt vorgeschiagenen Mehrwertsteuer und dem EG-Kommis- 
sions-Modell. Nach diesem bereits am 7. August 1987 verabschiedeten 
EG-Modell sollen in der EG nàmlich nur noch zwei Steuersatze ange- 
wendet werden: ein Normalsatz zwischen einer Bandbreite von 14% 
und 20% und ein ermàssigter Satz mit einer Bandbreite zwischen 4% 
und 9%.

In der erwahnten Botschaft des Bundesrates steht zur Frage der 
Umsatzbesteuerung ein weiterer Passus, der derart intéressant ist, 
dass er hier wôrtlich zitiert sei:
«Ein Systemwechsel ware im weiteren, insbesondere für die kleineren 
Unternehmen, mit einem erheblichen administrativen Mehraufwand 
verbunden. Es würde den Bestrebungen zum Abbau der Regelungs- 
dichte widersprechen, ohne Nutzen und ohne zwingenden Grund von 
der Wirtschaft zu verlangen, ein eingelebtes Abrechnungsverfahren 
zugunsten eines neuen aufzugeben. Auch für die Verwaltung ware ein
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Übergang zur Mehrwertsteuer mit einem erheblichen Umstellungsauf- 
wand verbunden, dies nicht zuletzt im Zusammenhang mit der Abwehr 
zusatzlicher Defraudationsmoglichkeiten. Die Wust hingegen ist gut 
eingespielt und finanziert heute mit einem bescheidenen Aufwand 
rund 30% des Bundeshaushaltes. Ein Wechsel des Umsatzsteuersy- 
stems drangt sich schliesslich im heutigen Zeitpunkt auch aus Grün- 
den der verbesserten Europa-Fàhigkeit nicht auf. Er wàre für uns nur 
dann unabdingbar, wenn wir der EG beitràten . . .»

Neben den in diesem interessanten Zitat aus der bundesratlichen Bot- 
schaft erwàhnten Nachteiien würden wir uns mit einer Zustimmung zur 
neuen Bundesfinanzordnung eine Reihe weiterer aufbürden.
Die heute noch geltende Bundesfinanzordnung làuft erst 1994 aus, und 
es besteht für Bundesrat und Parlament genügend Zeit, dem Schwei- 
zervolk eine akzeptable Vorlage zu unterbreiten.

6. Der bessere Weg

MitderVerwerfungdervorgeschlagenen neuen Bundesfinanzordnung 
-e in  klares Nein zu dieser Vorlage ist dringend zu em pfeh len-is t aller- 
dings noch keine befriedigende Zukunftslôsung gefunden. Die Gefahr 
einer zunehmenden Staatsquote bleibt bestehen. Auch die bestehen- 
den Systemmangel der heutigen Ordnung, beispielsweise die als Taxe 
occulte bezeichnete Belastung von Investitionen und Betriebsmitteln, 
werden nicht beseitigt. Es wird also nicht genügen, nach einer Verwer- 
fung des neuen Steuerpakets die Hànde in den Schoss zu legen; viel- 
mehr muss unverzüglich ans Werk gegangen werden, um noch vor 
Ende 1994, wenn die geltende Bundesfinanzordnung auslàuft, eine 
neue Vorlage auszuarbeiten, welcher eine Mehrheit der Stimmbürge- 
rinnen und Stimmbürger zustimmen kann.
Vollig übertrieben ist es aber, wenn nun einzelne Politiker dem Stimm- 
volk weismachen wollen, eine Ablehnung dieser Finanzordnung führe 
zu einem Scherbenhaufen. Dieser Hinweis ist übrigens bereits früher 
durch um Argumente verlegene, regierungshôrige Politiker gemacht 
worden, ohne dass nach der anschliessenden Abfuhr durch das Volk 
nurdiegeringsten Nachteile hervorgetreten waren. DieVerwerfung der 
beiden Mehrwertsteuervorlagen von 1977 und 1979 hat sogar die Kon- 
solidierungsphase der Bundesfinanzen mit vorübergehend deutlich 
abgeschwàchter Zunahme der Ausgaben eingeleitet. Zunachst würde
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also auch bei Ablehnung dieses Steuerpakets nichts Schlimmes pas- 
sieren.
Ein Nein zu dieser Vorlage macht vielmehr den Weg frei für eine echte 
Reform der Bundesfinanzordnung.

6.1 Hauptelemente einer neuen Bundesfinanzordnung

Die neue Finanzordnung in der Bundesverfassung muss zukunftsge-
richtet sein. Dies kann sie nur, wenn mindestens folgende Anforderun-
gen erfüllt sind:
-  Die Richtschnur muss in der Reduktion der Gesamtsteuerbelastung, 

verbunden mit einer Verbesserung des Verhaltnisses zwischen 
direkten und indirekten Steuern bestehen. Ein Ausbau der Ver- 
brauchssteuern ist nur unter der Bedingung môglich, dass die Bela- 
stung aus Einkommens- und Vermôgenssteuern mindestens im glei- 
chen Ausmass reduziert wird. Grundprinzip der neuen Finanzord­
nung müsste es sein, dass die direkten Steuern den Kantonen reser- 
viert waren, wàhrend der Bund sich die notwendigen Mittel über 
indirekte Steuern besorgen muss.

-  Unter allen Umstanden muss die Kompetenz zur Erhebung der 
direkten Bundessteuern weiterhin befristet bleiben. In geeigneter 
Weise ist eine stufenweise Reduktion dieser leistungshemmenden 
Steuer vorzusehen.

-  Gleichzeitig mit dem Abbau und dem Verzicht auf direkte Bundes­
steuern kënnte auch die Modernisierung der heutigen Umsatzsteuer 
an die Hand genommen werden.

-  Die Neuordnung müsste sicherstellen, dass die Fiskalquote stabili­
siez und nicht weiter erhôht wird. Auf keinen Fall dürfen systembe- 
dingte Mehreinnahmen resultieren und dem Parlament Steuererhô- 
hungskompetenzen eingeraumt werden, zu denen der Souveran 
nicht obligatorisch Stellung nehmen kann.

6.2 Die Ausgestaltung der neuen Umsatzsteuer

Sobald gewahrleistet ist, dass die direkte Bundessteuer drastisch 
reduziert wird, kann der Kreis der Umsatzsteuerpflichtigen erweitert 
werden. Die Dienstleistungen müssen gleichbehandelt werden. Dort 
wo die offentliche Hand in Konkurrenz zu privaten Anbietern tritt, ist sie 
konsequent ebenfalls der Steuerpflicht zu unterstellen. Dies gilt 
namentlich für marktfahige baugewerbliche Projektierungen und Lei- 
stungen von kantonalen und kommunalen Planungsbüros und Werk-
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hofen, aber auch für zahlreiche Dienstleistungen. Die allgemeine 
Umsatzsteuer müsste wettbewerbsneutral ausgestaltet werden. Der 
Hôchstsatz wàre fest in der Bundesverfassung zu verankern.
Die Steuersatze konnen so bemessen werden, dass die Einnahmen- 
ausfalle, die aus der Reduktion bzw. Abschaffung der direkten Bun- 
dessteuer resultieren, soweit notwendig kompensiert werden konnen. 
Einfache Berechnungen ergeben, dass dies durch eine massvolle 
Erhôhung des Umsatzsteuersatzes um einige wenige Prozentpunkte 
auch moglich ware.
Selbstverstandlich müsste auch die neue Umsatzsteuer die Belastung 
von Investitionen und Betriebsmitteln der Unternehmungen (Taxe 
occulte) beseitigen. Für Kleinbetriebe müssten Vereinfachungen mog­
lich sein, sei dies in Form einer Befreiung bis zu einer bestimmten 
Umsatzlimite oder in Form von einfachen Pauschalierungsmôglichkei- 
ten.

6.3 Révision des Bundesgesetzes über die Stempeiabgaben

Hier wird man keineswegs bei Null anfangen müssen. Wenn in dieser 
Vorlage auf die Wiedereinführung von Stempeiabgaben auf Lebens- 
versicherungspramien verzichtet würde, kônnte diese dringend not- 
wendige Révision des Bundesgesetzes über Stempeiabgaben rasch 
verabschiedet werden. Die Notwendigkeit einer Révision dieses 
Gesetzes wird auch von den Gegnern des neuen Steuerpakets -  trotz 
M ange ln -n ich tin  Fragegestellt und wâre somitschnell realisierbar.
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Anhang 1

Bundesbeschluss 
über die Neuordnung der Bundesfinanzen
vom 14. Dezember 1990

Die Bundesversammlung der Schweizerischen Eidgenossenschaft, 
nach Einsicht in eine Botschaft des Bundesrates vom 5. Juni 1989, 
beschliesst:

I

Die Bundesverfassung wird wie folgt geandert:

Art. 3 fferAbs. 1 Einleitung und Abs. 2
1 Der Bund verwendet die Hàlfte des Reinertrages der Mineralôlsteuer 
auf Treibstoffen und den ganzen Ertrag eines Mineralblsteuerzuschlages 
wie folgt für AufgabenimZusammenhang mit dem Strassenverkehr: (Rest 
unveràndert)
2 Soweit der Ertrag des zweckgebundenen Teils der Mineralôlsteuer 
zur Sicherstellung der in Absatz 1 genannten Aufgaben nicht aus- 
reicht, erhebt der Bund einen Mineralôlsteuerzuschlag.

Art. 41ter Abs. 1, 2, 3, 3bis und 4
1 Der Bund kann ferner folgende Steuern erheben:

a. eine Umsatzsteuer;
b. besondere Verbrauchssteuern auf dem Umsatz und der Einfuhr 

von Waren der in Absatz 4 genannten Art;
c. eine direkte Bundessteuer.

2 Umsatze, die der Bund mit einer Steuer nach Absatz 1 Buchstabe a 
oder b belastet oder steuerfrei erklart, dürfen von den Kantonen und 
Gemeinden keiner gleichgearteten Steuer unterstellt werden.
3 Die Umsatzsteuer nach Absatz 1 Buchstabe a kann auf dem Umsatz 
von Waren und Leistungen sowie auf der Einfuhr erhoben werden. Die 
Steuer betragt hôchstens 6,2 Prozent.
3bis Ist wegen der demographischen Entwicklung die Finanzierung der 
Alters-, Hinterlassenen- und Invalidenvorsorge nicht mehr gewahrlei- 
stet, so kann zu deren Sicherstellung mit einem dem Referendum 
unterstellten Bundesbeschluss der Steuersatz der Umsatzsteuer vor- 
übergehend um hôchstens 1,3 Prozentpunkte angehoben werden.
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4 Besondere Verbrauchssteuern nach Absatz 1 Buchstabe b konnen 
erhoben werden:

a. auf Erdôl, anderen Mineralôlen, Erdgas und den bei ihrer Verar- 
beitung gewonnenen Produkten sowie auf Treibstoffen aus ande­
ren Ausgangsstoffen (Mineralôlsteuer und Mineralolsteuerzu- 
schlag nach Art. 36ter);

b. auf Bier; die Gesamtbelastung des Bieres durch die Biersteuer, 
durch die Zollzuschlàge auf Braurohstoffen und Bier sowie durch 
die Umsatzsteuer bleibt, im Verhaltnis zum Bierpreis, auf dem 
Stand vom 31. Dezember 1970;

c. auf Automobilen und ihren Bestandteilen; der Gesetzgeber kann 
die Steuer auf losen Teilen in die Steuer für Automobile einbezie- 
hen.

Il

Die Ubergangsbestimmungen der Bundesverfassung werden wie folgt 
geàndert:

Art. 8
Unter Vorbehalt der Bundesgesetzgebung im Sinne von Artikel 41ter 
bleiben die am 31. Dezember 1990 geltenden Bestimmungen über die 
direkte Bundessteuer in Kraft.

Art. 9
1 In Abweichung von Artikel 41ter Absatz 6 erlàsst der Bundesrat die 
Ausführungsbestimmungen zur Umsatzsteuer nach Artikel 41ter Absatz
1 Buchstabe a und Absatz 3, die bis zum Inkrafttreten der Ausfüh- 
rungsgesetzgebung gelten.
2 Für die Ausführungsbestimmungen gelten die folgenden Grundsàt- 
ze:

a. Steuerpflichtig sind die Unternehmen für folgende Umsatze (ein- 
schliesslich Eigenverbrauch) im Inland:

1. Umsatz von Waren, ausgenommen Wasser in Leitungen, 
Brennholz sowie neue erneuerbare Energien (insbesondere 
Sonnenenergie, Umgebungswarme, geothermische Energie, 
Biomasse und Biogas sowie Windenergie);

2. gewerbsmassige Arbeiten an Waren, Bauwerken und Grund- 
stücken, unter Ausschluss der Bebauung des Bodens für die 
Urproduktion;

3. entgeltliche Überlassung von Waren zum Gebrauch oder zur 
Nutzung;

4. Befôrderung und Aufbewahrung von Waren sowie Leistungen 
von Spediteuren;
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5. Architektur- und Ingenieurarbeiten;
6. Leistungen der Generalunternehmer des Baugewerbes;
7. Überlassen von Arbeitskraften für Leistungen, die der Steuer 

unterliegen;
8. Leistungen, die der Werbung oder der Bekanntmachung ohne 

Werbezweck dienen;
9. Abtreten oder Überlassen von Patenten, Marken, Mustern und 

Modellen und ahnlichen immateriellen Gütern zur Benützung, 
ausgenommen Urheberrechte an Werken der Literatur und 
Kunst, soweit sie sich nicht auf Leistungen nach den Ziffern 5 
oder 8 beziehen;

10. Messungen, Vermessungen, Untersuchungen, Forschungs- 
und Entwicklungsarbeiten, die auf die Herstellung von Waren 
oder Bauwerken oder auf die Schaffung immaterieller Güter 
nach Ziffer 9 ausgerichtet sind;

11. Beratung, Begutachtung und Vertretung in juristischen, finan- 
ziellen, wirtschaftlichen und organisatorischen Belangen; 
Beurkundung von Rechtsgeschaften einschliesslich jener 
durch Amtsnotare; Vermôgensverwaltung; Buchführung für 
Dritte und Bücherrevision;

12. Leistungen der Datenverarbeitung;
13. gastgewerbliche Leistungen;
14. Leistungen des Coiffeur- und Kosmetikgewerbes;
15. Befôrderung von Personen;
16. Leistungen der Reisebüros;

b. der Steuer unterliegen ferner die Einfuhr von Waren sowie die
Bezüge von Dienstleistungen aus dem Ausland nach Buchstabe a,
falls die Bezüge solcher Dienstleistungen den Betrag von 10 000
Franken jahrlich übersteigen;

c. von der Steuerpflicht für die Umsatze im Inland sind ausgenom­
men:

1. Unternehmen miteinem jahrlichen Gesamtumsatz nach Buch­
stabe a von nicht mehr als 75 000 Franken; für Wasserkraft- 
werke kann diese Umsatzgrenze erhôht werden;

2. Unternehmen mit einem Jahresumsatz nach Buchstabe a bis 
zu 250 000 Franken, sofern der Steuerbetrag, nach Abzug der 
Vorsteuer, regelmàssig 4000 Franken pro Jahr nicht über- 
steigt;

3. Landwirte, Forstwirte, Gartner und Weinbauern, die aus- 
schliesslich Erzeugnisse aus dem eigenen Betrieb liefern;

4. Viehhandler;
5. Kunstmaler und Bildhauer für die von ihnen persônlich herge- 

stellten Kunstwerke;

35



d. von der Steuer sind befreit:
1. die Ausfuhr von Waren und die ins Ausland erbrachten Lei- 

stungen;
2.die mit der Ausfuhr oder Durchfuhr von Waren zusammenhan- 

genden Dienstleistungen;

e. die Steuer betràgt:
1.1,9 Prozent auf den Umsatzen und der Einfuhr folgender 

Waren, die der Bundesrat naher umschreiben kann:
-  Ess- und Trinkwaren, ausgenommen alkoholische Getranke,
-  Vieh, Geflügel, Fische,
-  Getreide,
-  Samereien, Setzknollen und -zwiebeln, lebende Pflanzen, 

Stecklinge, Propfreiser sowie Schnittblumen und Zweige, 
auch zu Straussen, Kranzen und dergleichen gebunden,

-  Futtermittel, Silagesauren, Streuemittel, Düngemittel und 
Pfianzensch utzstoffe,

-  Medikamente,
-  Zeitungen, Zeitschriften und Bûcher, ferner andere Druck- 

erzeugnisse in dem vom Bundesrat zu bestimmenden Aus- 
mass;

2.6,2 Prozent auf den Umsatzen und der Einfuhr anderer Waren 
sowie auf allen übrigen der Steuer unterstellten Leistungen;

3.4 Prozent auf den gastgewerblichen Leistungen wahrend fünf 
Jahren nach Inkrafttreten der Ausführungsbestimmungen zu 
diesem Beschluss;

f. die Steuer wird berechnet vom Entgelt ohne die auf dem Umsatz 
geschuldete Steuer; beim Fehlen eines Entgelts sowie bei der Ein­
fuhr ist der Wert der Ware oder Leistung massgebend;

g. verwendet der Steuerpflichtige Waren, Bauwerke, Grundstücke 
oder Leistungen für Umsatze nach Buchstabe a im In- oder Aus­
land, so kann er in seiner Steuerabrechnung als Vorsteuer abzie- 
hen:

1. die von anderen Steuerpflichtigen auf ihn überwalzte oder
2.die bei der Einfuhr von Waren oder auf dem Bezug von Dienst­

leistungen aus dem Ausland entrichtete Steuer; 
verwendet der Steuerpflichtige in gleicher Weise Erzeugnisse 
der Landwirtschaft, Forstwirtschaft, Gàrtnerei oder des Wein- 
baus, die er von nicht steuerpflichtigen Unternehmen nach 
Buchstabe c Ziffern 3 und 4 bezogen hat, so kann er 1,9 Prozent 
des Preises als Vorsteuer abziehen;

h. über die Steuer und die Vorsteuer wird in der Regel vierteljahrlich 
abgerechnet;
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i. der Bundesrat kann:
1. die freiwillige Unterstellung unter die Steuerpflicht und die frei- 

willige Versteuerung anderer als in Buchstabe a genannter 
Umsatze mit Anspruch auf den Vorsteuerabzug für bestimmte 
Falle zulassen;

2. für die Besteuerung der Umsatze und der Einfuhr von Waren, 
die bereits einer fiskalischen Sonderbelastung unterliegen, 
abweichende Bestimmungen erlassen;

3. für die Besteuerung der Umsatze und der Einfuhr von Münz- 
und Feingold abweichende Bestimmungen aufstellen;

4. Vereinfachungen anordnen, wenn sich daraus kein wesentli- 
cher Mehrertrag an Steuer, kein namhafter Steuerausfall, 
keine beachtenswerte Verzerrung der Wettbewerbsverhàlt- 
nisse und keine übermàssige Erschwerung der Steuerabrech- 
nung für andere Steuerpflichtige ergeben;

k. der Bundesrat kann bestimmen, dass die in Artikel 7 des Bundes- 
gesetzes über das Verwaltungsstrafrecht für die Strafbarkeit der 
Geschâftsbetriebe vorgesehene Sonderordnung auch auf Falle 
anzuwenden ist, in denen eine Busse von mehr als 5000 Franken in 
Betracht kommt.

3 Der Bundesrat regelt den Übergang von der Warenumsatzsteuer zur 
neuen Umsatzsteuer. Er kann auch für die erste Zeit nach deren In- 
krafttreten den Vorsteuerabzug für Anlagegüter einschrànken.

Art. 9 bis
1 Unter Vorbehalt eines Bundesgesetzes im Sinne von Artikel 41ter 
bleiben die am 31. Dezember 1990 geltenden Bestimmungen über die 
Biersteuer in Kraft.
2 Der Bundesrat setzt die Biersteuer so fest, dass die Gesamtbelastung 
desBieresgemass Artikel 41 ,erAbsatz 4 Buchstabe berhalten bleibt.

Art. 9 ter
Der Bundesrat bemisst die Tabaksteuer so, dass die am 31. Dezember 
1990 bestehende Gesamtbelastung der Tabakfabrikate erhalten bleibt.

Art. 16
Unter Vorbehalt der Ànderung durch die Gesetzgebung betragt der 
Mineralôlsteuerzuschlag auf Treibstoffen 30 Rappen je Liter.
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III

Bis zum Inkrafttreten der Ausführungsbestimmungen dieses Be- 
schlusses bleiben die abzulosenden Bestimmungen der bisherigen 
Finanzordnung in Kraft.

IV

Dieser Beschluss untersteht der Abstimmung des Volkes und der 
Stànde.

V

1 Dieser Beschluss tritt nur in Verbindung mit der Ànderung vom
14. Dezember 1990 des BundesgesetzesüberdieStempelabgaben und 
der Einführung der Proportionalbesteuerung juristischer Personen 
gemass Artikel 68 des Bundesgesetzes über die direkte Bundessteuer 
in Kraft.
2 Der Bundesrat bestimmt das Inkrafttreten.
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Anhang 2

Auszug aus dem Bundesgesetz 
über die direkte Bundessteuer (DBG)
vom 14. Dezember 1990

2. Kapitel: Steuerberechnung
1. Abschnitt: Kapitalgesellschaften und Genossenschaften 

Art. 68
Die Gewinnsteuer der Kapitalgesellschaften und Genossenschaften 
betràgt8 Prozentdes Reingewinnes. (Vorbehalten bleibt Artikel 222.)

Fünfter Titel: Referendum und Inkrafttreten 

Art. 222
1 Wird der Bundesbeschluss über die Neuordnung der Bundesfinan- 
zen oder die Ànderung des Bundesgesetzes über die Stempelabgaben 
(89.041) in der Volksabstimmung verworfen, findet Artikel 68 keine 
Anwendung.
2 In diesem Fall entrichten die Kapitalgesellschaften und Genossen­
schaften von ihrem Reingewinn für ein Steuerjahr:
eine Steuer von 3,63 Prozent als Grundsteuer; 
einen Zuschlag von 3,63 Prozent auf dem Teil des Reingewinnes, der 4 
Prozent Rendite übersteigt oder, wenn Kapital und Reserven weniger 
als 50 000 Franken betragen, auf dem Teil des Reingewinnes, der 2000 
Franken übersteigt;
einen weiteren Zuschlag von 4,84 Prozent auf dem Teil des Reingewin­
nes, der 8 Prozent Rendite übersteigt oder, wenn Kapital und Reserven 
weniger als 50 000 Franken betragen, auf dem Teil des Reingewinnes, 
der 4000 Franken übersteigt.
3 Die Steuer ist in allen Fàllen auf 9,8 Prozent des gesamten Reinge­
winnes begrenzt.
4 Rendite im Sinne von Absatz 2 ist das in Prozenten ausgedrückte 
Verhaltnis des steuerbaren Reingewinnes zum durchschnittlichen Be- 
trag des einbezahlten Grund- oder Stammkapitals und der Reserven in 
dem wahrend der Berechnungsperiode abgeschlossenen Geschafts- 
jahr.
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Anhang 3

Übersicht über die Mehrwertsteuersàtze in Europa (1. 1. 1991)

Normalansatz Luxussatz

Belgien 19% 25/33 %
Danemark 22%
Frankreich 18,6% 22%
Deutschland 14%
Griechenland 18% 36%
Irland 23%
Italien 19% 38%
Luxemburg 12%
Niederlande 18,5%
Portugal 17% 30%
Spanien 12% 33%
Grossbritannien 15%
Ôsterreich 20% 32%

Richtlinienvorschlàge der EG-Kommission vom 15. Juli 1987:

-  BandbreitedesNormalsatzes 14 bis 20%
-  Bandbreitedesermassigten Satzes 4 bis 9%
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